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RECHTSGRUNDLAGEN 
Das Baugesetzbuch (BauGB, i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023), die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO, i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017, zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. Juli 2023), die Planzeichenverordnung (PlanZV, i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 18.12.1990, geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14.6.2021) und die Hessische Bauordnung (HBO, vom 28.05.2018). 
 
 
1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 
 
1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 BauNVO) 
1.1.1 Die nach § 4 (3) BauNVO vorgesehenen Ausnahmen im allgemeinen Wohn-

gebiet (WA) werden nicht Bestandteil dieses Bebauungsplans. 
 
1.2 Maß der baulichen Nutzung und Höhe baulicher Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO) 
1.2.1 Für das Maß der baulichen Nutzung gelten die in der Nutzungsschablone auf-

geführten Werte für die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl, die ma-
ximal zulässige Gebäudehöhe und die Zahl der zulässigen Vollgeschosse. 

 
 
1.2.3 Der obere Bezugspunkt zur Bestimmung der Gebäudehöhe wird bestimmt 

durch die Oberkante (OK) des Gebäudes. Bei Gebäuden mit Flachdach (0° - 
5°) ist hierbei die Oberkante der umlaufenden Attika, bei Gebäuden mit ge-
neigten Dächern ist die Oberkante der Hauptfirstlinie maßgeblich. 

 
1.2.4 Unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Höhe baulicher Anlagen ist die 

Höhe der angrenzenden Straße (Straßenmitte), gemessen an einer senkrecht 
zur Straßenachse auf die Gebäudemitte verlaufenden waagerechten Linie. Bei 
Eckgrundstücken ist der höherliegende Straßenabschnitt als Bezug für die 
Höhenermittlung maßgeblich. 
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1.2.5 Überschreitungen durch untergeordnete Gebäude-/ Anlagenteile (z.B. 
Schornstein, Lüftungs-/Klimaanlage, PV-Anlagen, Dachausstiege) können zu-
gelassen werden. 

 
1.3 Maß der baulichen Nutzung und Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 
1.3.1 In den Teilbereichen WA3 und WA4 des allgemeinen Wohngebietes darf die 

zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren Zu-
fahrten bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 

 
1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 3 und Abs. 5 BauNVO) 
1.4.1 In den Teilbereichen WA3 und WA4 sind Überschreitungen der festgesetzten 

Baugrenzen durch Terrassen und Balkone um bis zu 2 m auf einer Länge von 
maximal 50 % der Gesamtlänge der betroffenen Gebäudeseite zulässig. 

 
1.5 Maß der baulichen Nutzung und Geschossflächenzahl sowie die Zahl der 

zulässigen Vollgeschosse 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 21a Abs. 1 und Abs. 4 Nr. 1 BauNVO) 

1.5.1 Garagengeschosse werden nicht auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse 
angerechnet. 

 
1.5.2 Garagengeschosse bleiben bei der Ermittlung der Geschossfläche unberück-

sichtigt. 
 
1.6 Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
1.6.1 Fläche für ein Geh-, Fahr und Leitungsrecht zugunsten des jeweils zuständi-

gen Versorgungsträgers zur Sicherstellung der Erreichbarkeit für notwendige 
Verlege-, Wartungs- und Reparaturarbeiten der dort verlaufenden Leitungen. 

 
1.6.2 Das Geh-, Fahr und Leitungsrecht bezieht sich auf erdgleiches bis unterirdi-

sches Höhenniveau im Bereich unterirdischer Leitungen. 
 
1.7 Öffentliche Grünflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
1.7.1 Innerhalb der als „öffentliche Grünflächen“ mit der Zweckbestimmung „Parkan-

lage“ festgesetzten Flächen ist die Anlage einer naturnah, als begrünte Mulde, 
gestalteten Regenrückhaltefläche zulässig. 
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1.8 Maßnahmen zum Lärmschutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 i.V.m. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

1.8.1 Zur Abschirmung der Teilbereiche WA1 und WA2 vor dem Verkehrslärm der 
Landesstraße L 3129 sind beim Neubau von Gebäuden zum Schlafen genutz-
te Räume (u.a. Schlafzimmer, Kinderzimmer) entlang der zur Landesstraße 
orientierten Fassaden mit lüftungstechnisch notwendigen Fenstern, an denen 
Verkehrslärmpegel von mehr als 45 dB(A) nachts auftreten, mit schallge-
dämmten Lüftungseinrichtungen oder gleichwertigen Maßnahmen auszustat-
ten. 
Ausnahmen sind zulässig, wenn diese Räume durch ein weiteres Fenster an 
einer dem Verkehrslärm abgewandten Hausseite belüftet werden können. 

 
1.8.2 Zur Abschirmung der Teilbereiche WA3 und WA4 vor dem Verkehrslärm der 

Landesstraße L 3129 sind entlang der zur Landesstraße orientierten Fassa-
den die Anordnung von Fenstern schutzbedürftiger Aufenthaltsräume (z.B. 
Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmer) im Sinne der DIN 4109 nur zulässig, wenn 
durch Schallschutzkonstruktionen bzw. durch Anordnung von nach DIN 4109 
nicht schutzbedürftiger Vorräume (z.B. verglaste Loggien, vorgehängte Fas-
saden, Schallschutzerker, Prallscheiben o.Ä.) gewährleistet wird, dass vor 
diesen Fenstern ein Beurteilungspegel durch Verkehrslärm von 
L=59/49 dB(A) Tag/Nacht nicht überschritten wird. 
Ergänzend wird für diese Bereiche festgesetzt, dass zum Schlafen genutzte 
Räume in diesen Fassaden mit lüftungstechnisch notwendigen Fenstern, an 
denen Verkehrslärmpegel von mehr als 45 dB(A) nachts auftreten, mit schall-
gedämmten Lüftungseinrichtungen oder gleichwertigen Maßnahmen auszu-
statten sind. 
Ausnahmen können zugelassen werden, wenn im Rahmen der Umsetzungs-
planung fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass der festgesetzte Lärm-
schutz auf andere Weise erreicht werden kann. 

 
1.8.3 Zur Abschirmung der Teilbereiche WA3 und WA4 vor dem Verkehrslärm der 

Landesstraße L 3129 ist entlang der Nordostgrenze der im Bebauungsplan 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB festgesetzten Stellplatzfläche eine 
durchgängige mind. 3 m hohe Lärmschutzeinrichtung (z.B. Lärmschutzwand, 
Lärmschutzwall) herzustellen. 
Im Falle einer abschnittsweisen Bebauung dieser Teilbereiche, ist die erfor-
derliche Länge des jeweils dem einzelnen Haus zugeordneten Abschnitts der 
Lärmschutzeinrichtung fachgutachterlich festzulegen. 

 
1.9 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen so-

wie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie sonstige Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. Nr. 20 und Nr. 24 BauGB) 

1.9.1 Alle Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind mit standortheimischen 
Laubgehölzen vorzunehmen. Hierzu zählen insbesondere die in der nachfol-
genden beispielhaften Pflanzliste aufgeführten Arten (Ausführungshinweise zu 
Pflanzabständen: klein- bis mittelkronige Bäume: 6 – 8 m, Sträucher: 1 – 2 m). 
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Alle Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, abgängige sind durch Neuan-
pflanzungen gleichwertiger Pflanzen zu ersetzen. 

 
1.9.2 Die nicht von baulichen Anlagen (Gebäude, Wege-, Hof,- Stellplatzflächen 

inkl. Zufahrten und sonst. Nebenanlagen) überdeckten Grundstücksflächen 
sind als Grünflächen anzulegen und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten. 
Die Flächen sind zu mindestens 30 % durch standortheimische klein- bis mit-
telkronige Bäume und Sträucher zu gliedern. 

 
1.9.3 Fußwege und private Stellplätze sind, soweit wasserwirtschaftliche Belange 

nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig zu befestigen (z.B. weitfugiges 
Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Wegedecke, Schotterrasen). 
Hiervorn ausgenommen sind solche Flächen, die barrierefrei (d.h. auch für 
bewegungseingeschränkte Menschen oder Rollstuhlfahrer benutzbar) gestal-
tet werden müssen. 

 
1.9.4 Grundstückseinfriedungen zu Nachbargrundstücken sind nur als Hecken oder 

Zäune, die einzugrünen sind, zulässig. Es sind nur heimische Laubgehölze 
zulässig. Zäune müssen für Kleintiere bis Igelgröße unterkriechbar sein (ca. 
15 cm Bodenabstand). 

 
1.9.5 In den Teilbereichen WA1 und WA2 sind bis zur Traufe/Dachlinie durchgängig 

fensterlose Fassadenflächen von mehr als 25 qm Fläche mit Kletterpflanzen 
gemäß der beispielhaft aufgeführten Pflanzliste zu begrünen. 

 
1.9.6 Innerhalb der, in der Planzeichnung als „Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-

stimmung – verkehrsberuhigter Bereich“ (V) festgesetzten Fläche sind mind. 4 
standortheimische Laubbäume in jeweils mind. 6 m2 großen unversiegelten 
Baumscheiben anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 
1.9.7 Die in der Planzeichnung als „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – 

Quartiersplatz“ festgesetzte Fläche ist als öffentliche Spiel- und Erholungsflä-
che zu gestalten und ergänzend durch Grünflächen und Anpflanzung stand-
ortheimischer Laubgehölze zu gliedern. 

 
1.9.8 Die in der Planzeichung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzte Fläche ist 

als extensive Wiese zu gestalten und dauerhaft zu pflegen. 
Zur Vermeidung und Minderung schädlicher Umwelteinwirkungen ist dieser 
Bereich von Beleuchtungsanlagen freizuhalten. 

 
1.10 Förderung der Sonnenenergienutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 
1.10.1 Bei der Errichtung von Gebäuden in den Teilbereichen WA1 und WA2 sind 

bauliche und sonstige technische Maßnahmen zur aktiven Nutzung der sola-
ren Strahlungsenergie, auf mindestens 30% der Dachflächen, vorzusehen. 

 
1.10.2 In den Teilbereichen WA3 und WA4 sind bei der Errichtung von Gebäuden 

sind bauliche und sonstige technische Maßnahmen zur aktiven Nutzung der 
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solaren Strahlungsenergie, auf mindestens 70% der Dachflächen, vorzuse-
hen. 
In die Ermittlung der Dachflächen sind Flächen von erforderlichen Dachauf-
bauten (Klimatechnik, Aufzugsschächte, etc.) sowie Dachfenster und Dachter-
rassen nicht einzubeziehen. 

 
 
2. Behandlung von Niederschlagswasser 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 HWG) 
2.1 Zur Schonung des Wasserhaushaltes und zur Entlastung der kommunalen 

Abwasseranlagen ist das auf unbegrünten Dachflächen anfallende Nieder-
schlagswasser in Zisternen (der Anteil des Rückhaltevolumens beträgt mind. 
25 l/qm überdachter Grundfläche) aufzufangen. Das gesammelte Nieder-
schlagswasser ist gem. § 37 Abs. 4 HWG zu verwerten bzw. zu versickern so-
fern keine wasserwirtschaftlichen oder gesundheitlichen Belange entgegen-
stehen. Überschüssiges Wasser ist verzögert dem nächstgelegenen Vorfluter 
oder dem öffentlichen Regenwasserkanal zuzuführen. 

 
 
3. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 HBO) 
3.1 Dachgestaltung 

Die Dacheindeckung geneigter Dächer ist in den Farbtönen rot, anthrazit oder 
dunkelgrau zulässig.  
Flachdächer oder flachgeneigte Dächer (≤ 5°) sind mindestens extensiv zu 
begrünen. 

 
3.2 Ausschluss von Schottergärten 

Die Anlage von Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten ist unzulässig. Hiervon 
ausgenommen sind Hausumrandungen aus Stein- bzw. Kiesschüttungen, die 
dem Spritzwasserschutz dienen, mit einer Breite von bis zu 40 cm oder ent-
sprechend dem jeweiligen Dachüberstand. 

 
 
4. HINWEISE, NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
4.1 Bodendenkmäler 

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bo-
denverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelett-
reste entdeckt werden, so sind diese nach § 21 HDSchG unverzüglich dem 
Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie oder der Unteren Denk-
malschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu 
schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG). 

 
4.2 Altlasten, Bodenkontaminationen 

Werden im Rahmen von Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschachtungs-
arbeiten, Bodenkontaminationen und sonstige Beeinträchtigungen festgestellt, 
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von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen kann, ist um-
gehend die nach § 15 HAltBodSchG (Hessisches Altlasten- und Boden-
schutzgesetz) zuständige Bodenschutzbehörde zu benachrichtigen. 

4.3 Bodenschutz 
Ausführungshinweise zum vorsorgenden Bodenschutz: 
1. Vor Beginn von Baumaßnahmen sollte der Baugrund objektbezogen un-

tersucht und bewertet werden. Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 
18915 ist der Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder Änderung von 
baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 
schützen. Er ist zu sichern und vordringlich im Plangebiet, erst nachrangig 
auch a.a.O., zur Wiederverwendung zu lagern und später fachgerecht 
wieder einzubauen. 

2. Wo logistisch möglich sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, 
z.B. durch Absperrung oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflä-
chen. 

3. Die Belastung des Bodens hat in Abhängigkeit der Verdichtungsempfind-
lichkeit (Feuchte) des Bodens, also witterungsbedingt, zu erfolgen. Ggf. 
kann durch den Einsatz von Baggermatten/ breiten Rädern/ Kettenlauf-
werken etc. die Befahrbarkeit des Bodens verbessert werden. 

4. Von stark belasteten/ befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden ab-
zutragen. 

5. Beim Aushub von Baugruben ist Ober- und Unterboden separat auszu-
bauen, zu lagern und in der ursprünglichen Reihenfolge wieder einzubau-
en. 

6. Die Höhe der Boden-Mieten darf 2 m bzw. 4 m (bei Ober- bzw. Unterbo-
den) nicht übersteigen. 

7. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden und sind bei mehrmonati-
ger Standzeit gezielt zu begrünen. 

8. Verdichteter Boden ist nach Abschluss der Bauarbeiten und vor Auftrag 
des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlockerung). Da-
nach darf der Boden nicht mehr befahren werden. 

Weiterführende Infoblätter: 
- Boden - mehr als Baugrund; Bodenschutz für Bauausführende 
- Boden - damit Ihr Garten funktioniert; Bodenschutz für Häuslebauer 

 
4.4 Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel 

Um Insekten vor dem Massensterben im grellweißen Laternenlicht zu bewah-
ren, sollte die Außenbeleuchtung mit insektenfreundlichen Leuchtmitteln nach 
dem aktuellen Stand der Technik (z.B. LED-Lampen mit warmweißem Farb-
spektrum) ausgestattet werden. 

 
4.5 Minderung der Lichtverschmutzung 

Zur Minderung der Lichtverschmutzung sollte die Straßen- und Außenbe-
leuchtung in Bezug auf die Anzahl und die Beleuchtungsstärke auf das unbe-
dingt notwendige Maß beschränkt werden und so abgeschirmt werden, dass 
sie lediglich Lichtkegel nach unten auf die Erde strahlen. 
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Die öffentliche und private Außenbeleuchtung an Gebäuden und Freiflächen 
(z.B. Wege, Parkplätze) ist energiesparend, blendfrei, streulichtarm sowie ar-
ten- und insektenfreundlich zu gestalten.  
Die Lichtmenge ist gering zu halten: Beleuchtungsstärken von max: 5 Lux für 
Wege, max. 10 Lux für Parkplätze. Zulässig sind nur voll abgeschirmte Leuch-
ten, die nicht über die Nutzfläche hinaus und im installierten Zustand nur un-
terhalb der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio). 
Die Lichtpunkthöhen sind grundsätzlich niedrig zu halten. Zulässig sind nur 
Leuchtmittel mit geringem Blaulichtanteil wie bernsteinfarbenes bis warmes 
Licht (Orientierung: Farbtemperatur 1700 bis 2700, max. 3000 Kelvin). 
Flächige Fassadenanstrahlungen, (wie z.B. Wand ohne Logo), freistrahlende 
Röhren und rundum strahlende Leuchten (Kugelleuchten, Solarkugeln) mit ei-
nem Lichtstrom höher 50 Lumen sind unzulässig. 
Die Leuchtdichte von Anstrahlungen/selbstleuchtenden Flächen darf 2 cd/m2 
nicht übersteigen; es sind dabei dunkle Hintergründe zu verwenden. Durch 
Schalter, Zeitschaltuhren oder Smart Technologien soll die Beleuchtung auf 
die Nutzungszeit begrenzt werden. Ferner sind Dunkelräume zu erhalten, ins-
besondere im Übergangsbereich von Bebauung zum Naturraum am Ortsrand 
(z.B. durch nächtliches Abschalten der Beleuchtung ab 22:00 Uhr). Bei nächt-
licher Beleuchtungspflicht (z.B. aufgrund nächtlicher Arbeitstätigkeiten) gelten 
die zuvor genannten Vorgaben, sofern die Technischen Regeln für Arbeits-
stätten keine anderen Anforderungen stellen. 

 
4.6 Schutz von Versorgungsleitungen 

Im Falle von Baumpflanzungen sind die einschlägigen technischen Regelwer-
ke: „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungslei-
tungen“ (FGSV; Ausgabe 1989), die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanz-
beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sowie das DVGW 
Regelwerk DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu be-
achten. 

 
4.7 Vegetations- und Wurzelraumschutz 

Bei allen baulichen oder sonstigen Maßnahmen, von denen Vegetationsflä-
chen betroffen sein können, ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanz-
beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ anzuwenden. 

 
 
5. BEISPIELHAFTE PFLANZLISTE 
5.1 Obstgehölze 

Äpfel :  
Bismarckapfel Landsberger Renette 
Bittenfelder Sämling Muskatrenette 
Blenheimer Oldenburger 
Bohnapfel Ontario 
Brauner Matapfel Orleans Renette 
Brettacher Rheinischer Bohnapfel 
Danziger Kantapfel Rheinischer Winterrambour 
Freiherr v. Berlepsch Rote Sternrenette 
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Gelber Edelapfel Roter Booskop 
Gelber Richard Schafsnase 
Gloster Schneeapfel 
Hauxapfel Schöne aus Nordhausen 
Herrenapfel Schöner von Booskop 
Jakob Lebel Winterrambour 
Kaiser Wilhelm Winterzitronenapfel 

 
5.2 Mittel- und kleinkronige Bäume 

Betula pendula -  Birke 
Carpinus betulus -  Hainbuche 
Prunus avium -  Vogelkirsche 
Salix caprea -  Salweide 
Sorbus aria -  Mehlbeerbaum 
Sorbus aucuparia -  Eberesche 

 
5.3 Sträucher 

Berberis vulgaris -  Gemeiner Sauerdorn 
Cornus sanguinea -  Roter Hartriegel 
Corylus avellana -  Hasel 
Crataegus monogyna  -  Eingriffeliger Weißdorn 
Crataegus oxyacantha -  Zweigriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus -  Pfaffenhütchen 
Lonicera xylosteum -  Heckenkirsche 
Mespilus germanica -  Echte Mispel 
Prunus padus -  Traubenkirsche 
Prunus spinosa -  Schlehe, Schwarzdorn 
Rubus spec. -  Brombeere, Himbeere 
Rosa canina  -  Hundsrose 
Sambucus nigra -  Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa -  Traubenholunder 
Viburnum opulus -  Gewöhnlicher Schneeball 
(weitere ungefüllte Rosen, nicht aber Kartoffelrose - Rosa rugosa) 

 
5.4 Geeignete Kletterpflanzen zur Gebäudebegrünung 

Humulus lupulus -  Echter Hopfen 
Spalierobst, Kletterrosen, Zaunrübe, Wicken zur Bepflanzung von Einfriedungen 

 


